
Zur Geschichte des Reichskonkordats

Die Verh_and%üngsperiode bis ZUF Unterzeichnung
Juli

Am J uli> hätte Vizekänzlér VO  —_ Papen den Vvon Papst 1US XL genehmigten
Konkordatsöntwurt miıt einem Begleitschreiben (vom Juli) dem Reichs-
kanzler zugeleitet1. Dieser unterzog Uusammme mıt den Reichsministern
rhr. Vvon Neurath, Dr. Frick, raf Schwerin-Krosigk un Dr. Gürtner
eıner eingehenden Prüfung un 1e13ß sıch VO den zuständigen Referenten des
Reichsinnenministeriums eine eingehende Stellungnahme anfertigen. Auf-
allend ist, da{fß 1m Gegensatz den Konkordatsberatungen und -überlegun-
SCH Irüherer Jahre das Reichsinnenministerium erst jetzt mıt dem Entwurf
befa{fßt wurde. Die Berichte der Beteiligten vermitteln uns ein anschauliches
Bild, mıiıt welcher Überraschung s1e VOL diesem praktisch fertigen Entwurft,
der ohne jede Fühlungnahme mıt ihnen erstellt worden War, Kenntnis nah-
INnen un Vo  —; der Eile, aıt der sS1E 1m etzten Moment och eıne Stellung-
nahme azu abgeben mu{fsten un glaubten, dabe!l och eın1ge Gesichtspunkte
berücksichtigen können, die ihres Erachtens ’ nicht genügend beachtet WOTL' -

den ren. Die Vorgänge sınd bekannt Das Krgebnis der gemeinsam VONH

Buttmann, dem Abteilungsleiter, und ORR Conrad, dem Referenten für KIir-
chenfragen, angestellten Überlegungen War eine Liste von AÄnderungsvor-
schlägen, diedurch Buttmann Mittag des Juli Hitler unterbreitet wurde.

Zur Präambel des Entwurfs wurde vorgeschlagen, die Krwähnung der
Länderkonkordate wegfTallen lassen un: 19888 SaSch, solle eine feier-
liche Übereinkunft getroffen werden, ‚„welche für alle deutschen Länder eine
ın den Grundsätzen einheitliche Behandlung der einschlägigen Fragen sichern
soll**. Als Begründung dafür wurde ausgeführt, durch die Fassung des Ent-
wurfs, ach der das Reichskonkordat die Länderkonkordate „ergäanzen un
auch für die übrıgen Länder eine In den Grundsätzen einheitliche Behand-
Jung der einschlägigen Fragen sichern‘“* sollte, ‚„würde die Rechtsungleich-
heit innerhalb des Deutschen Reiches nıcnt beseitigt, sondern verewıgt un
die unerträglichen Bestimmungen besonders des bayerischen ankordats

Sıeche diese Zschr. 163 (19585/59) 298
Juli Zu II Vat 202, 263. 26%€,Tele 1a11 Neuraths Botscha{fter Bergen VO.

268, 460560/061.
Conrad, Kampf die‘ Kanzeln, 35f dérs.‚ Kirchenkampf; 19£.; Deuerleın, 117

m. Anm 392411.). etr. Buttmann vgl ben 206 Anm. Deuerleın onnte sıch be1ı
Selner Darstellung weıtgehend auft dıe 1m Nachlafß Buttmanns vorgefundenen Aufzeich-
NUNgEN stutzen, die er z. wörtlich wiedergibt. uch Conrad tutzte sich beı seiner Dar-
stellung (Kampf dıe Kanzeln) teilweise auft den Buttmann-Nachlafsß.

Präambel iIm Entwurf, der Ifitler ur Prüfung vorlag. I1 Vat. 260, 459821.
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teierlich bekräftigt‘“ 5, Aus diesem Grund wurde auch die völlige Streichung
des Artikels vorgeschlagen ®.

In Artikel soll 116 weit-gqhende Kinengung der kirchlichen Freiheit VOT -

werden. Dessen Absatz garantıerte das Recht der Kırche, ıNCr -

halb der Grenzen des für alle geltenden Gesetzes ihre Angelegenheiten selb-
ständig ordnen un verwalten un Rahmen ıhrer Zuständigkeit für
ihre Mitglieder bindende esetze und Anordnungen erlassen. Diese Be-
stımmung stand ı vollstem Kınklang mıt Art 137 Abs der WRV Hier 19888

soilte die Zuständigkeit der Kıirche insofern eingeengt werden, als sta
„Inrer Zuständigkeit‘“. vorgeschlagen wurde „dieser Zuständigkeit“‘,
die Kompmpetenz der Kirche „auf den Rahmen der staatlichen Gesetzgebung“‘
einzuschränken.:

Diese Forderung, die Freiheit der Kirche ı den Rahmen der staatlichen
Gesetzgebung CINZUZWANSCNun somıt die Kompetenz der Kirche allein VoO  >
der staatlichen Gesetzgebung bestimmen lassen, kehrt öfter wieder So
soll die Entwurf (Artikel 4) der Kirche zugesicherte Freiheit des Ver-
kehrs zwıischen der Kurie un den Bischöfen, Priestern und allen Gläubigen
eingeschränkt werden auf die rein geistlichen Angelegenheiten Die Ab-
Salz des gleichen Artikels 4 vorgeschene Freiheit ZUL ungehinderten Ver-
öffentlichung VO  — Anweisungen, Verordnungen, Hirtenbriefen U: do9 also aller

Rahmen der kirchlicechen Hoheitsgewalt erfolgenden Kundgebungen, sol-
len ebenfalls nıcht mehr ı Rahmen der CISCHCH kirchlichen Zuständigkeit
erfolgen können, sondern LUr noch ı Rahmen der durch die Gesetzgebung
festgelegten und abgegrenzten Zuständigkeit der Kirche.

Höchst auischlußreich ıst cdie hierfür vorgebrachte Begründung: ‚„„Volle
Verkehrsfreiheit des Heiligen Stuhls nichtDUr mit den Bischöfen un dem
Klerus, sondern auch mıft den übrigen Angehörigen der katholischen Kirche

Deutschland würde C1iMN Sonderrecht für die katholische Bevölkerung
Deutschlands begründen, VAR devisenpolitischen Angelegenheiten oder
be1 Besehränkungen der Verkehrstfreiheit ALl  N außenpokhitischen Gründen ı
Kriegszeiten oder aus innenpolitischen Gründen‘‘”.

Die Anderungsvorschläge des Innenministeriums sahen des weıteren äahn-
hlich einschränkende Bestimmungen VOFr bezüglich der Garantie des Figen-
tums der Kirche (Art. 17) bezüglich der Atholsch“-theologischen Fa-
kultäten den Universitäten (Art 19) Im Artikel solle gestrichen WL -

den, daflß auch die Knabenseminare untfer aqausschliefslich kirchlicher Leitung
stehen Als Begründung für diese Kinschränkung wıra angeführt solche
Knabenseminare ‚entiremden den ZU Priester bestimmten JUNSECN Men-
schen schon Knabenalter SCILHCH Volksgenossen sehr‘*®

> „Änderungsvorschläge Z.U) Reichskonkordat aufgestellt VOo Reichsministerimum des
Innern. S1ie wurden 1ı der Minısterbesprechun beım Reichskanzler 2808| behandelt.

MshE 11 Vat 26(/33, E 460542/50, hıer 342 LFgl Entwurf.,. 15 E 460821
6 Vgl dazu dıe Stellungnahmen V, Bergens und Menshausens, ben {t

Anderungsvorschläge, ; 4608344 Vgl Entwurf£,
Ebd. E 460847 VglEntwurf, _ 460329
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Auch den Schlußartikeln wurden Änderungen vorgeschlagen. Im Satz
des Artikels 21, der den Religionsunterricht allen Schulen als ordentliches
Lehrfach sichert, sollen die VWorte S0 WIE gesamten übrigen Unterricht‘“
gestrichen werden ach dem ursprünglichen Wortlaut war garantıert, dafß
die „Erziehung vaterländischem, staatsbürgerlichem und sozialem Pflicht-
bewußtsein“® WI1I®6 Religionsunterricht auch 1111 gesamten übrigen Un-
terricht ‚, dUuS dem Geist des christlichen Glaubens- un Sittengesetzes
folgt Gerade die Tatsache, da{fß hiermit auch der gesamte übrige Unterricht
VvVomınl Geist des christlichen Glaubens- un SittengesetzesgSC1H ollte,
gibt auch die Begründung für diese vorgeschlagene Änderung ab?

Dafß gemäß Artikel auf Antrag der Kıltern oder sonstigen Erziehungs-
berechtigten Bekenntnisschulen errichten sınd, ‚„WENN die Zahl der Schü-
ler unfier gebührender Berücksichtigung der örtlichen schulorganisatorischen
Verhältnisse geordneten Schulbetrieb durchführbar erscheinen Jälst“,
wird durch Kinfügung VO  —; ‚nach Maißsgabe der staatlichen Vorschriften“‘ VOT

‚„‚geordneten Schulbetrieb“® eingeschränkt Hierfür 1s1 die Begründung, da{fßs
‚, CINC einklassige katholische Volksschule überwiegend protestantı-
schen Grofßstadt unerträglich”‘ wäre1%0,

Kıne besonders schwerwiegende Änderung enthalten die Vorschläge
Artikel 31 etr. die katholischen Organisationen un Verbände. Im Abs 1,

dem dıe Organisationen un Verbände, die ‚„ UEC1LN religıösen, kulturellen
un karıtativen Zwecken dienen“‘ un entweder direkt der kirchlichen Be-
hörde unterstehen oder ihr besonders Beziehungen stehen,
ihreı ‚„Einrichtung un Tätigkeit gewährleistet‘” werden., soll sS{ta ‚kultu-
reilen“®® ur ‚„kultischen gesagt werden weiıter sollen einfach die Organı-
satıonen „geschützt”” werden, die ‚„„als solche der kirchlichen Behörde ıunter-
steilt sind®®. ])as bedeutete C1iNe wesentliche Kinengung des Kreises der OC
sicherten Verbände un Organisationen. Der Grund hierfür WAar, da{f SONS

‚CIM CISCHCS katholisches Vereinsrecht innerhalb Deutschland geschaffen
würde‘*‘11, Kıs wird klar gesagtl: ‚„Der Kreis der Urganisationen un Verbände
darti nicht ber das Te1N religiöse, kultische un kariıtative Gebiet hinaus
erstreckt werden“‘ w as zugleich auch die Begründung für die vorgeschlagene
Streichung des Absatzes abgibt der auch den Schutz der sozilalen, berufs-
ständischen d /Zielen ı1enenden Urganisationen un: Verbänden vorsah

Nach Absatz des Entwurtfs ZUI1 gleichen Artikel sollte 81C  h das Reich VOI -

pflichten, Sorge (ragen, dafß die Erfüllung der Sonntagspilichten den Mit-
gliedern VO sportlichen oder Jugendorganisationen, die VOo Reich oder VO  —

en Ländern betreut werden, ermöglıcht wird, ja mehr noch, da{fß ‚a51C
nıchts veranla{ßt werden, w as mıt ihren religiösen Überzeugungen und Pflich-
ten nicht vereinbar wäre®‘. Diese weitreichende Verpflichtung des Staates
soll gestrichen werden, „weil hier kirchliche Anschauungen . sehr tief-

] E 4608348 Vgl Entwurf, 460831
Ebd 4608349 Vg Entwurf, E 460
Ebd. 460852 MS  Vgl Entwurf, E
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greifende Konflikte hefäufbeséh@vörén könnten, die dadurch vermieden L'wer-
den, da{fß kirchlich streng Earpalcte Personen den sportlichen Verbänden fern-
bleiben müssen, wenn S16 mıt deren Führung nicht einverstanden sind. Kıs se1
hier erinnert an die wıederholt ausgesprochenen Verbote des weiblichen
chauturnens durch kirchliche Stellen, die sehr oft weitgehenden kirch-
lichen Vorschriften ber die Sportkleidung u. dgl m.°*12,

Gerade diese soeben angeführte Begründung zeigt, WI1€e wen1g seıtens des
Reichsinnenministeriums erfaist worden WAar, dem Heiligen Stuhl
bei diesem Verh‘agsabschluß eigentlich ging, nämlich soweıt irgend möglich
die katholischen Organisationen un Verbände gegen alle Gleichschaltungs-
bestrebungen sichern un: gleichzeitig auch sicherzustellen, daß 1n den
staatlichen oder staatlich geförderten Urganisationen die katholischen Ju-
gendlichen nicht ihrem Glauben entfremdet würden. hne Zweiftel schwehbhte
der Kurie bei diesem Absatz des Artikels 31 sicher auch die Regelung im Ita-
ienischen Konkordat (Art Abs. VOL Augen13.

Diese hier auszugswelse wiledergegebenen Änderungsvorschläge wurden
Mittag des Juli Hitler übergeben un VON diesem gebilligt. Buttmann
hielt en Auftrag, sofort ach Rom reisen un versuchen, In unmiıttel-
barer Beteiligung den Verhandlungen einıge dieser Anderungsvorschläge
noch durchzusetzen. Seine Abreise wurde für dringlich gehalten, da{fß ihm

das Sonderflugzeug Hitlers ZUr Verfügung gestellt wurdei
Der Vatikanbotschafter wurde ber das Eintreffen Buttmanns und seii1e

Aufgabe unterrichtet15. Zu den Anderungsvorschlägen, dıe mitbringe, be-
méri{té der Mıiınister, s1e würden „hier als dringend ertorderlich erachtet,
Abschlufß des Konkordats ermöglichen‘‘. Trotzdem aber gelang 65 Butt-
IHNAann nicht, alle diese Anderungen durchzusetzen, im Gegenteil! Kinige der
wesentlichsten wurden VO. H1 Stuhl ohne jede weiıtere Diskussion unnach-

giebig abgelehnt”. Obwohl sS1E ngch Meinung des Ministers für den Konkor-

Ebd 460853. Vgl Entwurf, 460836 Dieser kurze Auffiß der AÄnderungs-
vorschläge des Reichsinnenministeriums ist nıcht vollständig. Ks wurden NUuUur ein ge heraus-
gegrıffen, dıe nach Ansıcht des Verfassers kennzeichnend sind und ine besondere Bedeu-
Lung auch in Hinblick auf spätere Auseinandersetzungen haben

13 Art. Abs des Ltalıenischen Konkordats autet 7’I dirigenti delle 4SS0C1aZ1iON1 STa-
talı PEr l’educazione fisica, PEr l’istruzione premilıtare, deglı Avanguardıstı dei Bahlla,
peCr rendere possiıbıle l’istruzlione l’assıstenza religio0sa della gioventu loro aifıdata, d1s-
POTrTannO glı Orarı ıin modo da iımpedire nelle domeniche nelle feste dı
l’adempimento de1 doverı relig10s1.°” (Mercatı, 1, 101

Zu diesen verschiedenen Angaben vgl Deuerleın, 117; Conrad, Kampf um die Kan-
zeln,

Sıche Anm
Über dıe römischen Verhandlungen Buttmanns bieten nähere Einzelheıten, auch dar-

über. W1€ unmnı die einzelnen Änderungen, deren Ablehnung der Annahme wurde,
Conrad, a.a.0) JO6ff.; Deuerlein, 11831 Diese Änderungsvorschl des KReichsinnen-
minister1ums, besonders dıe betr. Präambel und Artikel Sowle die Cnnachgiebigkeit des
HI Stuhles gerade diesen Forderungen gegenüber werden hıer doch Grundfragen
gerührt, deren Aufrechterhaltung allein den inneren Zusammenhang mıiıt den früheren
Entwürfen nd damıt auch mit der W eeimarer Verfassung un den In iıhr enthaltenen
Grundsätzen, auft denen ja auch die Länderkonkordate basıerten, siıchert sprechen eine
so beredte Sprache, daß demgegenüber Brachers Ausführungen (Gutachten, 45f£., K-Pro-
zeß, 954 11£.) doch als sehr zweckbestimmt erscheinen.
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dats abschluß dringend notwendig géhäiten : Vorden Waf'éfi, telegräphierte
Botschafter von Bergen am 8 Jul an den Reichsaußenminister: ‚„Auf alle
Fälle möchte ich vorschlagen, Wortlaut un orm des zwischen Kardinal-
staatssekretär, Vizekanzler un Buftmann vereinbarten Konkordats VET-

äandert lassen, um Unterzeichnung nicht zu.gefährden‘* 17.
Es zeigt sich also, da{fß seıtens des Deutschen Reiches eın großer VWert

auf das Zustandekommen dieses Vertrages gelegt wurde, da{fß an eher die
Ablehnung wesentlich erscheinender Änderungsvorschläge hınnahm, als
durch das Beharren auf ihrer Annahme das Vertragswerk gefährdén.

In einem weıteren Telegramm vo gleichen Tag teilte der Botschafter
dem Aulßenminister mıt, die Paraphierung des Konkordats dupch den Vize-
kanzler un den Kardinalstaatssekretär se1 erTfolgt 1

Darüber berichtete die Presse jedoch erst am folgenden Montäg‚ eiIn
Juli, teilweise auch schon Sonntag. Gleichzeitig wurde eıne „„Ver-

fügung des Reichskanzlers ZU Konkordäisabschluß* veröffentlicht, der
ZU. Ausdruck gebracht wurde, scheine 1U  —_ genügende Gewähr gegeben,
dafß sich die katholischen KReichsangehörigen Vvon NU. rückhaltlos in den
Dienst des Staates stellen werden. Hiıtler ordnete In dieser Verfügung
d alle Auflösungen katholischer Organisationen, die ohne Anweisung der

Reihhsregierung erfolgt seien1?9, müßtep sofort rückgängig gq;macht WOCI ' -

17 I1 Vat. 270, LS 460963. Interessant ıst, da Diego Von Bergen, der Vafil%anbot-
schafter. dıesen Kat gab, obwohl sıch noch weniıge Wochen ULV' eindeutig ÖOm Kon“
kordat distanzıert hatte (Brıef Neurath VO 26. Maı; sıehe Anm. 3t, 28C0) Vgl
dazu uch Telegramm a Neurath vom Julı (zu I1 Vat 20653, 460502): ‚‚.Besonders
bedenklich erscheinen mMır Bındungen in Artıkel 2' und ich bedauere lebhaft, daß die durch
1E UEC Lage entstandene Gelegenheıt ZzU Abschluf umfassenden Reichskonkordats nıcht
ausgenutzt wurde. Allerdings hätte dahinzielende Arbeit längere Zeıt ertfordert un: ohl
auch Durchführung staatspolıtischer Neuordnun ZULC Voraussetzung gehabt. Be: weiıterer
Vereinheitlichung des Reichs und er Verschie ungs der Kompetenz zugunsten letzteren
werden Länder Konkordate aut dıe Dauer- nıcht aufrechterhalten können; späateren AÄn-
derungswünschen wird Kurıle indes Artıkel entgegenhalten. Vorliegendes, tür Kurıe
außerordentlich günst1ıges Konkordat wurde abse ts VO Auswärtigen Amt entworfen und
behandelt; doch glaubte IC daß jetzt vor , Eintritt ıIn offizielle Verhandlungen cdhe
grundsätzliche Zustimmung maßgebender Stellen erhalten hätte W ı1e die Dinge 19888 e1in-
mal lıegen, ware baldıge Paraphıerung mıiıt Rücksicht autf Kardinäljstaa„tssel;re?ti\iflr und_. ım
interesse Befriedung erwünscht.‘“

11 Vat 201 460853, Documents, 1, 643, Dok. No S1510 Zur Paraphierung
vgl: Deuerlein, 119£; der uch aufschlußreiche _Darlegungen ber die Presseberichterstat-
tun  S  o ZULKF Paraphiıerung bringt.

In diesem Zusammenhang SC1 En dıesen inWeis danke 1C ffeundschaft-
licherweise Herrn Dr, R. Morsey , —, daß Juliı om Reichspropagandamiınisterium
Weisung erg1ıng, C selen alle Meldungen ber das Konkordat untersagtl, dürften auch
keine Sonderberichte AUS Rom gebracht werden, hıs e.ne amtliche' TB-Meldung üDer den
Stand der Konkordatsverhandlungen komme. Zuwiderhandlungen würden miıt schwersten
Strafen belegt. Am folgenden 1ag, Öx JUul, 189 A Tage der Paraphierung, wurde diese
Weisung wıederholt miıt der Mitteilung, dıe Paraphierung sSe1 erfolgt. Be1l WTB Lege he-
reıts iıne Krklärung des Vızekanzlers Papen ur Konkordatsparaphierung VOrL, die ber
noch nıcht ausgegeben werden dürfe, hı. durch die Reichskanzleı der Abschluf{ amtlich
mıtgeteinlt worden Sel1. He Veröffentlichungen sollten bıs 7A5 B Vorliegen der amtlichen
W TB-Meldung unterbleiben. Miıt der amtlichen Mıttellung werde gleichzeitig ıne Ver-
fügung des Reichskanzlers veröffentlicht, die miıt der amtlichen Mitteilung über die Para-
phierung bringen Se1 Zu dıiıesem Zeitpunkt se1l dann auch der Abdruck der Erklärung
A Papens gestattel.

Chäkafizlers über dıe Agfhebqu allgr Verbo?é katho-Zu dieser A130rdnung des_ Reı
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den; alle Zwangsmalsnahmen’ Geistliche un Führer solcher ÖOrganı-
satıonen aufgehoben un. künftighin würden solche Handlungen ach
Maisgabe der bestehenden Gesetze bestraft werden

nzwischen SINSCH sofort ach der Rückkehr des Vizekanzlers aUus Rom
7zwischen ihm un dem Auswärtıgen Amt die Beratungen ber bestimmte
Kinzelfragen des Konkordats, besonders ber die des Doyenats für den
Nuntius, weıllter Das Krgebnis der Beratungen ber diesen Punkt WAaTr, da{fß
Schlußprotokoll einftach der Notenwechsel zwıschen dem Auswärtigen Amt
un der Apostolischen Nuntiatur bestätigt werden sollte21, Was enn auych
geschah.

gleichen Jag unterrichtete Menshausen auch Botschafter VO  x Bergen
ber diese Regelung der Doyenatsirage un übermittelte ihm ı Auftrag des
Vizekanzlers die Bitte, möchte mıiıt dem Kardinalstaatssekretär VeCeIrC111-

baren, dafß auf denNotenwechsel mıt der Nuntiatur Verwiesen werden solle
Ebenfalls 11 Juh wurde der Konkordatsentwurf seıtens des Reichs-

mınısterıums des Innern allen Reichsministern zugestellt mı117 der Mitteilung,
der Reichsminister des Innern beabsichtige, dem Kabinett bel der Sitzung

Juli den Julig Rom paraphierten Entwurf des Reichskonkor-
dats ZUFL Beschlulßfassung vorzulegen 23

An den Staatssekretär ı der Reichskanzlei übersandte Frick gleichzeitig
den Entwurf (Gesetzes ZUF Inkraftsetzung des Reichskonkordats mıt der
Bıtte, diesen Entwurtf auf die Tagesordnung der Sıtzung des Kabinetts

Juli setzen 24,

ıscher Organisationen, die ‚„„‚ohne Anweisung der Reichsregierung‘‘ erfolgt sınd, ist ledig-
lıch bemerken, da{iß d1iesem Zeitpunkt alle solche Verbote hne Anweısung der Reichs-
rLES1IETLUNGS erfolgten, 516 waren fast durchweg willkürhiche Maßnahmen lokaler Machthaber.

A() Diıese Verfügung ist wledergegeben beı Ohlemüller, SE (hler zıtliert nach
Deutsch-evangelısche Korrespondenz, Nr VO Juli Deuerle:IL, 119f Hier ıst
uch dA1e Anm 109 erwähnte Papen-Erklärung ZU Paraph:CIuNS wledergegeben.

271 Durchschlag Brief Menshausen V. Papen V.O. RM Julıi 1933 Zu Vat 270,
460864/65. Dazu .A'nlggqn ; Verbalnote der Botschaft der Ausw. Amt VOo

1930 (1 MI1L beigegebenem Wortlaut der Zirkularnote die Missıonschefs
om (LS 4608060); Abschrift Notenwechsel USW. mt un Geschäftsträger
CGentos der Apost. Nuntiatur (Note des Öom 11 0, 0934 Orsen1g0o; ote der
Apost. Nuntiatur an AA VOoO 3 C NrtT. Abschrift E 2006 D, 1D 460506 /68);
ote des Brıt Botsechafters Rumbold Aulßenminister Dr Curtius om (Abschr.
Z.U E 4605069/C1; Runderlaß des alle deutsche Missionen VoO

(Abschr. rAR| 1545 JJ), E 460872/76. Vgl dazu Anm. 8 D 298
2 Brıef Menshausens al Bergen 11 Julı I1at 200, 1606585,
23 Brıeft Hrick die Reichsminister 107001 11 Julı J1(2/11: I1 Vat 2(4,

4608853, Anl Entwurf, E 460884/905.
Frick Staatssekretär Staatskanzleı VO 11 Julı S1C2/11. ( IL Vat 269,

E 509899/900. Der Gesetzentwurt autete: ‚‚Gresetz über den Vertrag zwischen dem Heı1-
lıgen Stuhle

Vom Juli 19353
Die Keichsregierung hat das folgende (zesetz beschlossen, das hiıermit verkündet wird:

Artıkel
Dem ı der Anlage. veröffentlichten Vertrag mıiıt dem Heiligen Stuhle nebhst Schlufßsproto-

koll wırdzugestimmt. Seine Bestiımmungen treien a1s Reichsgesetz 1ı111 Kraft
. Artıkel

Der Reichsminister des Innern wird ermächtigt, dıe 70  = Durchführung dieses (zesetzes am

forderlichen Vorschritten erlassen.®” Abdruck dieses Schreibens mıt dem Gesetzent-
wurt S11 ebenfalls allen Reichsministern
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Für den Reichsaußenminister Tertigte Menshausen diesem Gesetzent-
wurf eiNe Aufzeichnung ®5, der dargelegt wıird, da{fß diese beabsichtigte
orm der Inkraftsetzung des Reichskonkordats ach Hinvweis des
Reichs] ustiıizmınısterıums nicht miıt den fTür die innerstaatliche Inkraftsetzung
von Staatsverträgen bekanntgegebenen Richtlinien übereinstimme ach die-
SC Richtlinien habe die Inkraftsetzung lediglich durch Bekanntmachung
erfolgen Die erforderlichen innerstaatlichen Gesetzesbestimmungen mülß-
ten unabhängig davon durch Gesetz erlassen werden. Das Krgebnis DC-
16E1018S5amMe Besprechung VO  — Vertretern des Reichsinnen- Reichs]ustiz- und
Reichsaußenministeriums SC1 die Zustimmung ‚„dem SCHELN-

Vorschlag des Reichsjustizministeriums un des A., das Reichskon-
kordat der üblichen Form, also durch Bekanntmachung Reichs-

Getrennt davongesetzblatt ach erfolgter Ratifikation inkraftzusetzen
solle e1iInNn Ermächtigungsgesetz ZU Erlafß der Ausführungsbestimmungen CI ’ -

lassen werden Hierfür könne der Vo Innenminister vorgelegte Gesetzent-
wurf verwendet werden, wobel der Absatz wegfallen un der Absatz NEeUu
formuliert werden mülte Er sollte einfach lauten ‚„Der KReichsminister des
Innern wird ermächtigt, die ZUr Durchführung des Reichskonkordats VOI1L.

ertforderlichen Gesetzes- Uun! Verwaltungsvorschriften erlassen.“‘ Unter
OÖffenlassung des Datums solle dieses Gesetz schon bei dieser Kabinettsitzung
beschlossen, aber ers ach der Ratifikation veröffentlicht werden.

Dem Antrag des Reichsinnenministers entsprechend wurde bei der
Juli stattfindenden Kabinettsitzung als Punkt der Tagesordnung das

Reichskonkordat beraten 26 Den Inhalt des Vertragswerkes Lrug Reichsmini-
ster Dr Frick kurz VOr, ann Vizekanzler V, Papen anschließend CINLSC
ergänzende Erläuterungen gab Kıs SC1I notwendig SCWESCH, ‚„die Aufgaben
zwischen Reich un Staat auft der eiNnNen un der Kıirche auf der andern Seite
abzugrenzen. Die Kirche müdßte CIN1SC bewegungsfreiheit erhalten Anderer-
SE1ITS WarTre die Machtsphäre des Staates Konkordat klar herauszuarbeiten
eim Papst VON den verschiedensten Seiten f} den Abschlu ß des
Konkordats Bedenken geäußert worden Kr habe aber auf dem Abschlu{fß des
Konkordats bestanden, weil mı1T talien nd Deutschland Ab-
schlufß kommen wollte, als mıiıt den Ländern, die nach SCIHNeEer Auffassune den
Kern der Christenheit darstellten. Er hätte auch den bestimmten Kıindruck

OIl Rom m1ıtgenommen, da{fß die Kurie einverstanden a  'g ach CIN1SCL Zeıt
C111 Konkordatsrecht untier Verwertung der inzwischen gemachten HKr-
fahrungen schafitfen D7 uch Mussolini habe STETIS dringend den Abschlufß
des Konkordats befürwortet, weil sıch hiervon C1iN“c wesentliche Stärkung
der deutschen Stellung verspräche‘‘ 28,

Aufzeichnung VO Julı (mit handschriıftl. Vermerk: ‚‚Kabinettsache‘‘). Zu 11 Vat.
274/275. K 5(9903/05.

rÄr Auszu AaUuUuSs der Nıederschrift über die Sıtzung des Reichsministeriums VOIN Jul:
1933 Zu 9541, E 301427/31.

21 Vgl hlerzu Bracher, Gutachten, 69; Leiber, Stellungnahme utachten Bracher,
Sıche auch ben 28951 un Anm

Vgl. hlerzu JTelegramm V, Papens Reichsaußenminister VO Julı 1933 (mit
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Auf die Steilvungnahm(.'a Hitlers zu dé„r _Kvö;nkc'>raätsl‘age einzugehen, dürfen
WITr uns hier ersparef1, da diese schon hinréichefid bekannt ist2

Näher eingegangen werden mu dagegen auf die Tatsache, dafß jetzt 1m
Reichskabinett das Reichskonkordat seine offizielle Ahstempelung als poli-
tischer Machtfaktor bekommen hat Gerade die Trel Gründe, die Hitler an-
führt, derentwillen 6S ihm besonders wertvoll erscheint, nämlich dafß

der Vatikan überhaupt verhandelt habe, der Hl Stuhl ZUr Herstellung
eines guten Verhältnisses diesem „einen nationalen Staat®® habe bewogeh
werden können un die Kıirche sıch mıiıt dem Konkordat AU$S dem Vereins-
und Parteileben zurückgezogen habe, ‚„„dafß das VONn ihm, dem Reichskanzler,
STiETIS erstrebte Ziel einer Vereinbarung mıiıt der Kurie viel schneller 6  —

reicht wurde, als noch Januar gedacht hätte, das ware ein‘so
beschreiblicher Krfolg, da{fß demgegenüber alle kritischen Bedenken zurück-
treten müßten‘‘; diese Auslassungen a1so bildeten die Grundlage dafür, da{fß
heute vielfach das Reichskonkordat se1INes politischen Charaktersgefochten wurde und och wird.

Selbstverständlich wurde, VO  a staatlicher Seite her gesehen, das Reichs-
konkordat nıicht aus reiner Liebe un Verehrung ZU— Kirche oder ZU Hei-
ligen Stuhl abgeschlossen, ebensowenig wWw1e das die Absicht der Heichsregie-
FUNSCHN Anfang und In der Mıtte der zwanzıger Jahre Wäar,. Im Gegenteil,
gerade auch in dieser Frühzeit der Konkordatsgeschichte wurden sehr I1A45-

SIVE politische Gesichtspunkte 1InNns Feld geführt, die den Abschlufß eines
Reichskonkordats erstrebenswert, ja notWéndig erscheinen ließen 30. Aus
welchen Gründen pflegen Staaten ennn einen völkerrechtlichen Vertrag /A

Nachsatz des Botschafters Hassell). I1 Vat 2063, LS 460850 . - MuSSOHn en:ibfing
mich heute, erkundigte sıch eingehend nach Stand der Konkordatsverhandlungen nd he-
auftragte mich, Kanzler sSagen, da seines Frachtens INn der gegenwärtigen ısolierten
Lage Deutschlands eın ungeheuer moralıscher Gewıiınn sSeInN werde, den Vatıkan U ADe
schluß eines Konkordats bewegen. Man würde damıiıt mte katholische W eltmeinung
für sıch gewinnen, Mussolinı endete, ındem ‚Ich beschwöre S1e, nıcht abzureisen,
bevor das Konkordat im Hafen.‘ Habe Empfindung, daß Mussolini Stärkung UNSETeET —

ralıschen Posıtion dringend wünscht, damıt WIr uch in demnächstigen Verhandlungen
uf der Basıs Viererpakt wertvollerer Partner.‘“  EL Vgl auch JTelegramm v. Hassells VoO

Julı, 11 Vat 2838, ID 79909
U Wortlaut beı Hoter, Der Nationalsozialısmus. Dokumente Fiıscher-

Bücherel, 1: Frankfurt/M. 195%€, Dok .No. 66 b, 130 Vgl auch Bracher, Gutachten.
3() Vgl dazu Brieft des Reichsministers Innern Dr Koch-Weser OIl 1921 2 die

Länder Preußen, Bayern, Baden, Sachsen, Württemberg und Hessen, dem als Anlage
‚‚Richtlinien für das Reichskonkordat“®‘ beigegeben aren. I (GStA Mün-.hen, Ges.
Päpstl. Stuhl 9l  &, 9 veröffent!. hel Deuerltein, 181 nach einem ım Gen. Land.
rch Karlsruhe aufgefundenen Exemplar). Des weiteren die große Aussprache zwischen
Reichsregierung und Bayer Staatsregierung Ol 11. November 19921 in Berlin Anm. 41,

268: Deuerlein, FE sowl1e Schreiben des Reichsinnenmin.sters Dr Köster OIn De-
zenıber 1921 (1 106+44) A den bayerischen Ministerpräsidenten Graf Lerchenfeld (GStA
München, Ges Berlın Abg 1  J, Pol Schriftwechsel 1921, BL 2(45/59; Deuerlein, JÜIF
Vgl auch die Ausführungen des Zentrumsabgeordneten Prälat Dr chreıber im Reichstag
in März LO (Poliıtisches Jahrbuch 1927/28. Hrsg. V. Prof Dr Schreiber, M.-Glad-
bach 1928, 103 f.): SOWI1LE dıe Debatte ber ıs Bayerische Konkordat 1m Reichstag VO

1< Junı 19925 (Verhandl. R  , [LL. Wahlperiode 1924, 385 Sten Ber. FA K SıtZz.,
2367 —2404): Erklärung Stresemanns im Reichstag OIn 1999 (Ebd Bd 93, 105 HS
Ausführung des Dr Hoegner IM ayer Landta:! amn 1925 (Verhandl. Bayer.
Landtags, IL. Tagqu 1924 /25, Sten. Ber. Nr 1_‘°‚)4’ B

361



Fa

Alfons

schließen, nıcht aus politischen Erwägungen ? Sollte daseım Reichs-
konkordat anders SEWESCH sein ® Bedeutet 6S tatsächlich Makel für das
Reichskonkordat, da{fß Hıtler und Mussolinı ı ıhm vorwiegend oder
ausschließlich CIM Instrument ZUr Verbesserung der außenpolitischen Lage
un ZUrC Stärkung der innenpolitischen Position ansahen? Haben nıcht auch
andere Mächte och 1el1 weitergehende politische Verträge mıiıt diesen Macht-
habern geschlossen? Nıicht übersehen werden darf dabei auch die Tatsache,
da{ß 6S sich doch bel Konkordat nicht erster Linie politi-

M chen Vertrag 31 sondern Jetz der Sicht des kirchlichen Vertragspart-
erSs um die Wahrung un Sicherung der Rechte un Freiheiten der Kirche
ZU Besten der der Kirche anverirauten Menschen handelt In der Lage,
der sich der HI Stuhl durch das Angebot der KReichsregierung befand mulste

dieses Angebot annehmen, wollte nıcht schwerere Nachteile für die
Kıirche Deutschland heraufbeschwören. Er mußte des Seelenheils der
deutschen Katholiken willen dieses onkordat schließen, selbst auf die (Ge*
fahr hın, da{fs damıiıt dem NS-System Prestigeerfolg verhalf.

Durch die Auslassungen Hitlers beıi der Kabinettsitzung War jetz das
Stichwort ausgegeben für eiNne FCe1I politische Beurteilung un Wertung des
Reichskonkordats, ber der SC11 eigentlicher NnNnerer VWert völlig aus dem
Bliekfeld gerıet Infolge der SaNzZ onkreten Verhältnisse war auch nicht

verwundern, da{fß 1LUFr diese Deutung und Auslegung den Köpfen der
Zeitgenossen haften blieb Auffallend ı1st 19, dafß den JTagen zwischen
Paraphierung un Kabinettsitzung eın Kommentar erschien,; auch nıcht
‚„ Völkischen Beobachter der dem Konkordat CiNe solche Te1iN politische
Wertung gab, während ach dem Juli, also nach der Kabinettsitzung,
gul WIC LUr och solche Beurteilungen lesen TEeN. Gerade daraus sollten
sich annn qauch sehr bald starkeSpannungen ergeben.

hne jeden ernNnsien Einwand hat das Reichskabinett dem vorgelegten Ver-
tragswerk Zustimmung gegeben 30

Allein VO  . Ja Seite kam C1N Kinspruch — allerdings spät. In C1NCI1

unmittelbar Hıtler gerichteten Schreiben VO Jul1i 1933 meldete der

31 dazu ‚„Le Concordat allemand. Premiers avantages qu tiıre 1’Eglise” 1I1: ‚La
Cro1x®°, Juillet 1933 ‚‚Les d >;peches Parvehnucs de Rome permettent v'oute=-fo1s de IN  Tn
lever ®  /O© present Certfaıns ben“‘firÖn indıs utables UJUE Eglise, point de VUuec religıeuX,
et le RKeıch, pomt de V U: politique, LLireNL de Conecordat.

"Lelle eST; du reste, la CONSCYUCHNEE habıtuelle eit normale d’ım Concordat: acte religıieuxX
de la part du Souveraın Pontife Car, actie, bien entendu, polıtique de la part du
gouvernement C1Vıl, QUl, 81 sıgnant uln Concordat, ASSUu1llec les obligatıons qu 515-
nant 19961 autire traite;

Auch al dıieser Stelle ( ] ‚ausgesprochen, daß das Reich des Reichskonkordats nıcht
Bedurfte. 3881 außenpolitisch fTür den Verkehr mıiıft den übrıgen Mächten salonfähig ZU WE -
den Bıs um ‘Ahbschlufß des Reichskonkordats, also zwıschen dem. Januar und em

Juli 15933, wurden VO Deuts-”hen Reıich laerale und mul1lt laterale Staatsverträge
abgeschlossen (vgl KNA--Sonderbeilage Reichskonkordat. Maı 1956, 492Y
denen als wichtigster außenpolıitischer Vertrag no der Z W  Ar unterzeichnete, aber nıcht
ratıfiızıerte Viıermächte-Pakt gerechnet werden muß (S Anm 61, 292; Deuerlein, 2631.;
267F

Es wurden Jediglich drei miıinder bedeutsame Änderungen gewünscht, die LUr
redaktioneller Art 1,
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Reichsminister für Erziehung, VWissenschaft und Vo‚_lkslbildung ust „ernste
Bedenken‘‘ a weil glaubte, ‚„„daß das Reichskonkordat gegenüber dem
Preußischen Konkordat C1INe Schlechterstellungdes Staates bedeutet, daß die
Rechte der Kurie gegenüber dem Staat durch dasReichskonkordat erheblich
erweıtert werden“‘‘ 33 Gleichzeitig spricht für die Zukunft die Krwartung
aus, ‚„Tür die Vorarbeiten ZUr Beteiligung herangezogen werden‘‘

|Diesem Schreiben wa  - C1INe den Reichskanzler gerichtete gutachtliche
Äußerung «des Staatssekretärsi Preuflßischen Ministerium für Wissenschaft,
Kunst und Volksbildung, Dr Stuckart beigegeben Im Begleitschreiben
Jlesen SCIHNECEIN ‚„ Vorläufigen Bemerkungen ZUIN Entwurf des Reichskonkor-
ats  [ bemängelt Cr, ‚„da{fß dem kanonischen Recht ZU Ergänzung des Reichs-
konkordats CIM welitgehender Einflu£ß eingeräumt wird””, ‚„„dafß der Heilige
Stuhl un der gesamte Klerus ı Verkehr untereinander und mıiıt den An-
gehörigen der katholischen Kirche i Deutschland C1116c Freiheit besitzen, die
durch keinerlel Kontrollrecht beschränkt 1ST, w1Ie der Staat Ssonsti1gen Kör-
perschaften und SC1INEN sämtlichen Angehörigen gegenüber ausübt‘‘ 35 uch
nımmt daran Anstoß, da{fß „d  1€ Ausbildung der katholischen Theologen
der Beeinflussung durch den Staat entzogen“ und ‚„die Jugenderziehung
weitgehendder katholischen Kirche ausgeliefert 15  -

Was hier i dem Begleitschreiben angedeutet wırd, erfährt ı den „Vor-
läufigen Bemerkungen“”” C1INe breitere Ausführung %® Der Katalog der 1er
beanstandeten Bestimmungen und die geltend gemachten Finwendungen
lassen Vorstellungen erkennen, die ZWAaLr Jetz och nicht allzu offen AU S -

gesprochen werden konnten, doch später, eiwa ab 19306, deutlicher
ZU Ausdruck gelangten un annn parteiamtliche Billiıgung un: FÖör-
derung erfuhren:37

Doch kamen diese Bedenken nıcht mehr ZUr Wirkung, SiC kamen Spät,
die Entscheidung War gefallen.

Am Juhi meldete Vizekanzler Vo  a Papen dem Reichskanzler telegra-
phisch die vollzogene Unterzeichnung des Reichskonkordats

9008, 501914/15. Randvermerk der Reichskanzleı: ‚„„DIie beıden Eingänge
9008 und 9008 IL S1IN. EINSESANSECH, als das Konkordat ı der Kabıinettsitzung bereits

genehmigt W B.., den Julı 1933 6

34 RK 9008 IL, E 581916/19.
Neben den konkordatsfeindlıchen Tendenzen ZC1SCH SIC. hiıerın auch Spuren

überholten Staatskirchentums.
Eıine: besonders scharfe Kriıtik erfährt der Artikel Z weiıl h  1J1er dıe Rechte der Kırche

ZU einseit1g gewahrt würden, nıcht aber dıe Rechte des Staates. Von der Freiheit des
Verkehrs der Kurie mıiıt dem Epıskopat, Klerus un den Katholiken allgemeın befürchtet
C. könnte ‚„ VON jedem katholischen eutschen Bericht verlangt werden, ohne dals der
Staat die üblichen Mögliıchkeiten Postbeschlagnahme oder äahnlıiche Eıngriffsrechte
hat Die gerade jetzt der Geheimen Staatspolizel eingeräumten Rechte sınd bezüglich amt-
lLıcher katholischer Deutscher ı Verkehr miıt der Kurıe aufgehoben.‘ Obwohl
den einzelnen Schulartikeln manche Kritik üben welß, hat SC nüber dem Artıkel 200
1Iso dem Artıkel, der heute der meıistumstrıttene ist und VO dem behauptet wWwurde,

SC überhaupt nıcht mehr ı Geltung, keine Beanstandungen vorzubringen, W asSs wohl e  ©  als
Beweis dafür angesehen werden dard: da{fß Cr hier dıe Kechte des taates qusreichend SC-
sıchert sıcht

Vg Anm. 04
Ohne AZ, 5831164 — Vegl. Deuerlein, 1902 +



M-e‚inufingerschiegléizheiten übef_di'e Auslegung 'desl Konk 1fdd ts
Da der ext des Donnerstag, dem 20. Juli, unterzeichneten Vertrages

erst folgenden Sonnabend veröffentlicht Wurde‚ konnte die Presse
meiıst erst z888! Montag berichten. Gleichzeitig mıiıt diesen Berichten kamen
auch Meldungen über eıne Kede, die Vizekanzler VON Papen gehalten hatte,
In der ber das Konkordat berichtete; Vo Rom aUus begab S1C  h Va Papen
unmittelbar ach Maria Laach, dort VOT einer JTagung des Katholischen
Akademikerverbandes sprechen 5} In dieser Rede ma{ß Papen dem Kon-
kordat eine „säkulare Bedeutung“ bel, 65 ‚„bedeutet nıcht mehr un nicht
weniger als den endgültigen Abschlufß des Kulturkampfes INn Deutschland“,
und der Papst habe sıch entschlossen, das Vertragswerk abzuschliefßen ‚,dUuS
der Krkenntnis, dafs das Deutschland eine entscheidende Schlacht e]
den Bolschewismus und die Gottlosenbewegung geschlagen habe un dafß
voller Vertrauen In die Zusicherungen des KReichskanzlers sel, die nationale
Wiedergeburt auf der alleinigen Grundlage des Christentums durchzufüh-
ren‘®. s ist unnöl1g darauf hinzuweisen,. daß der Abschluß auch eine außer-
ordentliche Stärkung der außenpolitischen Stellung des Keichs bedeutet.“

Für Hitler wWäar die Tatsache der Unterzeichnung des Konkordates ein Be-
Weis dafür, dafß die Kıirche AaUus der Krkenntnis, allein un ‚„ohne volkspoli-
tische Gegenwehr“‘ dem Kommunismus nıcht Einhalt gebieten können,
die Folgerungen S5CZORCH habe ‚s ist klar, dafß die Kirche selbst solchen
volkspolitischen revolutionären Krhebungen Stellung nehmen mu {3. Dies hat
ZUMM ersten Male in eiıner SaNZ klaren Weise die römische Kirche dem Ha-
schismus gegenüber INn den Lateranverträgen a Das nunmehr unter-
zeichnete deutsche v«onkordat istder zweıte ebenso klare Schritt auft diesem
Gebiete‘‘ 40, Damit behauptete Hitler niıcht weniger, als dafß die katholischeKirche mıt dem Konkordatsabschlufß die NS-Bewegung, W1€ auch den
WFaschismus, anerkannt und sıch gewissermaßlsen mıiıt diesen beiden Bewegun-
SCH Au Kampf{f den Bolschewismus verbündet habe. Eis ist 165 e1in
Beispiel mehr, w1€e Hitler diesen letztlich doch dem Schutz der kırchlichen
Freiheiten un der Befestigung wesentlicher Grundsätze der Weimarer
Reichsverfassung dienenden Vertrag SANZ 1n einem ihm nützlichen INn
deutete un aus  .r  te4

Der „Völkische Beobachtér‘f un die „Na'tiohalsozialistiséhé Korrespon-
.. 49denz griffen das Wort Hitlers aus der Kabinettsitzung ‚„Daflß das (Ver-
Zu dieser Tagung des Akademikerverbandes sıehe Anm 2 9 25931
Rundfunkrede Hıtlers AA K I den 111 Lolgenden Tag stattfindenden ‚V all-

gelischen Kırchenwahlen. KEcclesiastica, Nr 1933, 321
4.1 Vgl dazu Hıtlers Außerung in der Kabinettsitzung ST der Reichskanz-

ler, hätte och VOL kurzer Zeıt nicht für möglıch gehalten, daß dıe Kirche bereit wäre,
diıe Bischöfe uf dıesen Staat verpflichten. Daß das nunmehr geschehen WÄäre, ware

Annı:. 117
zweılellos eıne rückhaltlose Anerkennung des derzeitigen Kegıments.““ (Niederschrift, ST

Poetzsch-Hefjter, a A C: 224£.; Deuerlein, 124f (mıt Wortlaut). „ Völkischer Be-
obachter‘‘. Nr 205 VO 1933 ‚„Durch die Unterzeichnung des Reichskonkordats ıst
der Nationalsozialismus in Deutschland VO  - der katholischen Kırche in der denkbar feler-
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Y  P  Y  Üpflichtu der Bise fe auf den Vneuen Staaln A  ea  kord  f  .V‘  pflichtu  der Bisc|  fe auf d‘éfi lr;euf;n St  aat  Anh1i d Verf.) nuni£éhri ge-  schehen wäre, wäre zweifellos eine rückhaltlose Anerkennung des derzeitigen  Regiments““ — auf und bestimmten nunmehr den Tenor der Beurteilung und  Bewertung des Konkordats. Daß neben Entstellung des Charakters des Kon-  kordats auch eindeutig falsch über den Inhalt der Vertragsbestimmungen  berichtet wurde%3, störte dabei nicht weiter. Entscheidend war, daß damit  .  das Konkordat propagandistisch für das Regime ausgenützt werden konnte.  Bedauerlich ist dabei nur, daß auch katholische Stimmen in diese Weisen  mit einstimmten und dieses wirklich bedeutsame Vertragswerk rein politisch  bewerteten und damit ebenfalls dessen Sinn enfstellten44, wen.nlauch viel-  leicht unbewußt und ungewollt.  Gegenüber solchen Auslegungen des Konkordats rückte der „Osservatore  Romano“ die Dinge zurecht, indem er eingehend darlegte, daß mit diesem  Konkordat der Hl. Stuhl nicht von seiner immer beobachteten Haltung ab-  gegangen sei und er damit auch nicht eine bestimmte politische Meinung  oder eine bestimmte Regierungsform anerkannt habe. Gegenüber solchen  Fehldeutungen erinnerte er daran, „daß der Heilige Stuhl deswegen mit  dem Staat verhandle, um die Rechte und Freiheiten der Kirche zu sichern.  Alle anderen Rücksichten oder Werturteile fallen dabei außer Betracht...  Die Kirche verfolgt allein das Ziel, ihre göttliche Mission immer besser zu  entfalten, deshalb tritt sie mit dem Staate als solchem in Beziehung, um eine  rechtmäßige Regelung der Beziehungen zwischen beidep Gewalten herzu-  stellen . . .° 45,  lichsten Weise anerkannt worden. Die jahrelange Hetze, die gegen die angebliche Reli-  gionsfeindlichkeit der NSDAP. getrieben wurde, ist nunmehr von kirchlicher autoritativer  Seite selbst widerlegt worden. Diese Tatsache bedeutet eine ungeheure moralische Stär-  kung der nationalsozialistischen Reichsregierung und ihres Ansehens.‘“ Ec«losiastica, 325.  Vgl. auch Rede Papens auf Stahlhelmkundgebung  ;n Dresden am 13. Juli 1933 (Kölnische  Volkszeitung, Nr. 376 vom 14. 7. 1933).  echt, sein Veto gegen die Ernennung politisch un-  43 ‚ Der deutsche Staat behält das R  tragbarer Bischöfe einzulegen. Die Bischöfe leisten ihren feierlichen Eid auf den neuen  Staat.‘“. (Nat. soz. Korrespondenz, s. Anm. 133.) Demgegenüber sagt doch das Schlußproto-  koll zu Ärt. 14 Abs. 2 ganz eindeutig: „Ein staatliches Vetorecht soll nicht begründet wer-  den.“ — Zu der Eidesleistung der Bischöfe ist zu beachten, daß der Wortlaut der Eides-  formel doch einen starken Vorbehalt enthält, wenn es heißt „wie es einem Bischof ge-  ziemt‘“. Damit ist zur Voraussetzung gemacht, daß die verfassungsmäßige Regierung nicht  den Boden des Rechts verläßt und die Verfassung nicht verletzt. Vgl. dazu die Interpre-  tation, die O. v. Nell-Breuning diesem Satze gegeben hat (Rhein-Mainische Volkszeitung,  abgedruckt bei J. Messner, in „Schönere Zukunft‘‘, 1933, 2. Hälfte, S. 1099—1101); vgl.  auch A. Perugini, Concordata vigentia. Romae 1950, p.4 n.9: „„Hac formula ‚sicut decet  Episcopum“‘ integra manent Episcoporum dignitas ac pastoralis muner’s obeundi facultas.““  Vgl. auch die Konkordate mit Lettland (Art. V), Polen (Art. 12), Litauen (Art. XII), Ita-  lien (Art. 20) und Rumänien (Art. VI),  die sämtlich eine Eidesleistung der Bischöfe vor-  schen. — Zu dem angeblichen Vetore-ht des Staates bei der Politis.hen Klausel dss Art. 14  vgl. J. Kaiser, Die politische Klausel der Konkordate. Berlin-München 19 19, 63—75, 99{ff.;  W.We  »ber, Die politische Klausel in den Konkord  aten. Hamburg 1939, 214£.  44 So z. B. ein Aufsatz von Prof. Dr. Schneider (s. Anm. 50, S. 290 und Anm.  59, S. 292)  hrt bei Messner, a.a.0. — Vgl. auch P. IWeinberger, Kirche  in der „Germania‘‘, angefü  und Drittes Reich im Jahre  1933. In: Werk-Hefte katholischer Laien. ILL, 1958, 91—100;  desgl. auch 176—187. (Da hier wesentliche Gesichtspunkte unberücksichtigt geblieben  sind, ergibt sich ein völlig verzerrtes Bild.  )  45 „„Ancora a propositi del C  oncordato  tra la Sailta Sede e la Germania.‘ Nr. 174 vom  M. A. 1957 VII 1/9, Bl. 2569). Desgleichen trat das Bla‘tt  27 Jul|i 192?3 (GStA München,y  365Anm Verf.) nunhiehr }C
schehen wäre, ware zweiftellos eine rückhaltlose Anerkennung des derzeitigen
Regiments”” auf un bestimmten nunmehr den Tenor der Beurteilung un:
Bewertung des Konkordats. Dalß neben Entstellung des Charakters des Kon-
kordats auch eindeutig falsch über den Inhalt der Vertragsbestimmungen
berichtet wurde 43, storte dabei nicht weiıter. Entscheidend Wäar, dafß damit

l3  {ndas Konkordat propagandistisch für das Kegime ausgenützt werden konnte.
Bedauerlich ist dabei NUur, da{fß auch katholische Stimmen ıIn diese Weisen
mıt einstiımmten un dieses wirklich bedeutsame Vertragswerk rein politisch
bewerteten un damıiıt ebenfalls dessen INn enfstellten - wenn . auch viel-
leicht unbewufßt und ungewollt.

Gegenüber solchen Auslegungen des Konkordats rückte der ‚„OÖsservatore
Romano“® die Dinge zurecht, indem eingehend darlegte, da{fsß mıt diesem
Konkordat der Hl Stuhl nicht VO se1iner immer beobachteten Haltung ah-

se1 un damıt auch nicht eine bestimmte politische Meinung
oder eine bestimmte Regierungsiorm anerkannt habe Gegenüber solchen
Fehldeutungen erinnerte daran, ‚„dafs der Heilige Stuhl deswegen mıt
dem Staat verhandie, die Rechte und KFreiheiten der Kırche zu sichern.
He anderen Rücksichten oder VWerturteile fallen dabei qaußer Betracht
Die Kirche verfolgt allein das Ziel, ihre göttliche issıon immer besser
entfalten, deshalb trıtt S16 miıt dem Staate als solchem ın Beziehung, um eine
rechtmäßige Regelung der Beziehungen zwischen beidep Gewalten herzu-
stellen '“ 45.

lıchsten W eiıse anerkannt worden. Die jahrelange Hetze, die dıe angebliche elt-
gionsfeindlichkeit der getrieben wurde, ıst nunmehr On kirchlicher autoritativer
Seite selbsti wıderlegt worden. Diese Tatsache hbedeutet ıne ungeheure moralische Stär-
kung der nationalsozialistischen Reichsregierung nd iıhres nsehens.“‘ Ecılesiastica, 3925
Vgl uch ede Papens auftf Stahlhelmkundgebung ın Dresden Jul: 1933 (Kölnische
Volkszeitung, Nr 376

echt, se1in eto SECgCH die Ernennung polıtisch 38385‚„Der deutsche Staat hbehält das
tragbarer Bıschöfe einzulegen. Die Bıschöfe eısten iıhren feierlichen Eıd auf den
Staat.““ (Nat. SOZ Korres ondenz, Anm 1393.) Demgegenüber sag! doch 18 Schlufßßproto-
koll Art Abs ganz eindeutig: .„Eın staatliches Vetorecht sol] nıcht begründet WEI -

den.“ 7Zu der Eıdesleistung der Biıschöfe ist beachten, daß der Wortlaut der Fıdes-
formel doch einen starken Vorbehalt enthält. wenn heißt ‚„„wl1e einem Bıschof DC=
ziemt“®®. Damıt ıst Zu Voraussetzung gemacht, dafß dıe verfassungsmäßige Regierung nıcht
den Boden des Rechts verlä(ßt nd dıe Verfassung nıcht verletzt. Vgl dazu dıe Interpre-
tatıon, dıe v Nell-Breuning dıesem Satze gegeben hat (Rhein-Mainische Volkszeıitung,
abgedruckt beı J. Messner, ın ‚„„Schönere Zukunft®‘, 1933, Hälfte, 1099—1101); vgl
auch Peruginıt, Concordata vigentla. Romae 1950, . ‚‚Hac formula ‚sicut decet
Kpiscopum' ıntegra MmManent Ep1scoporum digniıtas pastoralis muner s obeundi facultas.®®
Vgl. auch die Konkordate miıt Lettland (Art. V Polen (Art 12); Luıtauen (Art AI1), Ita-
lıen (Art. 20) nd Rumänıen (Art VÜ), die gämtlıch ıne KEıdesleistung der Bıschöfe VOL-

sehen. Zu em angeblichen Vetore-ht des “taates beı der Polıitis hen Klausel d-”s Art
vgl Kaiser, Die politische Klausel der Konkordate. Berlin-München {9, 03—(3,

Weber, Die polıtische Klausel iın den Konkordten Hamburg 1939, 21 FE
AL S50 ein Au{fsatz VO Prof. Dr Schneiuder (sS Anm 50, 2090 und Anm. 5 9 292)

hrt bel Messner, Q al Vgl uch LWeinberger, Kıircheın der „„Germania‘®‘, angefü
und Drittes Reich 1Im Jahre 1933 In Werk-Heltte katholischer Laıen. ILL, 1958, 91—  9
desgl auch 1702187 (Da hier wesentliche Gesichtspunkte unberücksichtigt geblieben
sınd, ergibt sıch e1in völlıg verzerrties Bild.

‚„„Ancora proposıtı del oncordato ira la Santa Sede la Germanıla.®® Nr 174 VO

1957 VIil 1/9, Bl. Desgleichen trat das BlaFtal Jul(i 1933 München, ‚
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Alfons Kupper

Diese Richtigstellungen des vatikanischen Blattes trafen die Machthaber
des Dritten Heiches empfindlich, da{f S1C darauf MIit £1iner ber VOI'-

breiteten Krwiderung: unterrichteter Seite““ antworteten 4.6 . Diese „„UNter-
richtete Seite““ Wäar der Ministerialdirektor i Reichsinnenministerium und
Mitbeteiligte den Schlußverhandlungen VOTLT der Unterzeichnung‚ Butt-
mMann, WIC Menshausen dem Botschaftsrat lee der Vatikanbotschaft miıt-
teilte4‘ Dabel1i bedauerte C da{fß diese Erwiderune dem Auswärtigen Amt
„Jleidel erst ach bereits erfoleter Weitergabe die Presse ZU. Kenntnis SC-
bracht wurde‘‘. |DS ihm Lieber CWESECH, WCNN ‚„„die orm eLwWAaSsS weniıiger
schrofftf nd VOT allem Schlufß konzilianter gehalten wäre‘ 48 Kr, Mens-
hausen. habe qauch sofort miıt Buttmann 1ı diesem Sinngesprochen un: ihm
die Ansicht des mtesmitgeteilt, ‚5}iede Polemik mıt dem Vatikan ach Mög-
ichkeit vermelden,; da s 1C die tatsächliche Bedeutung des Vertrags-
werks DUr nerabsetzt un UuUNnsern aufßenpolitischen Gegnern damit 1Ur C1iNn

Gefallen eLian würde‘‘ Ja, Menshausen distanziıerte sich unddas Amt aCc-
radezu VO  x dieser Erwiderune W e mitteilte, lee könnedem HI Stuhl
gegenüber erklären, da{fs das Auswärtige Amt ceiner W eise dieser Kr-
widerun® beteiliet S] So hald WI1IC möglich sTattetfe dieserhalb auch dem
Nuntius Besuch ab und besprach eingehend MIt ihm die Frage der
Pressebehandlung dieser. Angelegenheit. Beide übereinstimmend der
Meinung, dafß jede öffentliche Auseinandersetzung vermileden werden
müsse 43, Im Ergebnis einıgten siıch die Gesprächspartner darauf, da{fßs
„etwalge Klärungen, die sich bei der Auslegung der CiHNeN oder anderen Be-
SUiMMUNS des Vertrags als notwendig könnten, besten un:
schnellsten qauf diplomatischem Weve hne Hineinziehung der Presse eriol-
CchH könnten.

uch schon Juli (Nr 173) Mißdéutunge_n und falschen Wiedergaben einzelner APS
tıkel und stellte s 1C richtig ZW. steilte falschen Auffassungen dıe des Hl Stuhles
gegenüber. na  Der Waortlaut dıieser (Osservatore-Artikel 1ST finden beiOhlemüller, { E
(hıer werden dıe mıt sıgnıerten Artıkel dem Pater Leıiıber zugeschrıeben, doch Un-
recht. Gemäß Miıtteilung des Botschaftsrats lee ist der Verfasser dieser Artıkel Profit. (8=
81dıo Lolli, Redakteur In ()sservatore. [ Brief Klees VOoO Juli; Vat 313, E 579932

nl deutsche Übersetzung der Artikel, 5(9933/3€C 3(9938/39. Von Unter-
staatssekretär Pizzardo wurden nach Mitteilung Klees diese Artikel als ‚„‚nicht offiziös‘“
bezeichnet, „,516 s11nd ber zweıftellos VO Staatssekretarıiıat inspirliert””, WIe lee erxänzt.
Deuerlein, Ul. 304 I8 Ececlesiastica nennt noch CIN1SC weıtere Fehlinterpretationen,
aut dıe diıe Osservatore-Artikel ebenfalls gerichtet SC1IH konnten, WIC ‚„„La Cro1X®*,
Nr 450) VO 1933; vgl C YAU uch Nr 470 VOoO ‚„‚Actıon francalse®‘ Nr 1830
Vom €.; desgleichen ıst uch beachten Rosa, proposito del Concordato della
Santa Sede CO la Germanıia. In La (nvılta Cattolica, ö4, 1933, 1 122220

Wol{f{fs-ele raphen-Büro, Eirste Frühausgabe VO Sonnabend, dem Julı 1933
(LS 301695/96) ‚‚Antwort. den ‚Usservatore‘ 666  Romano Völkischer Beobachter
(Nr. 211 C ‚„Irrtümer der Quertreiberei? Eıne notwendige Antwort den
Osservatore Komano. Vgl uch ‚„‚Kölnische Volkszeitung‘ VO 1933 Der volle
Wortlaut der W IB-Erklärung ıst finden beı Deuerlein, OÖhlemüller, 44{1[£.;
Ecclesliastica, 326 ff

47 Brıef VoO Juli 356, 301693/96..
Der Schlußsatz lautet: ‚„‚Der Vertragsabschlufs bedeutet Iso dıe tatsächliche un:

rechtlıche Anerkennung der. nationalsozialıstıschen Regierung.“”
Aufzeichnung Menshausens VO. 31 Juli über Besuch beı Nuntius Orsen1go. Zu I}

Vat. 313, 3(9940/41.

366



hichte des éeichskonkofdat'sfSaitens des .H1._stllhies whrde zunäéhfst auf dienärung der
Offtfentlichkeit £1INe ErWiderung gegeben Um mehr dagegen Yurden diplo-
matische Verhandlungen geführt. Es zeigte sich, dafßs durch diese WTB-Er-
klärung der HI Stuhl zutiefst verstimmt worden war. In beiderseitigem ehr-
lichem Bemühen wurde versucht, die sich deutfich abzeichnende Krise
lösen.

Die Krise IL das Beicizskonkordat.‘ Das Fıngen dıie -Batifikut»ion
Wurde änfänélich das Reichskonkordät höchst optimistisch beurteilt und

gerade auch von kirchlicher Seite des In- UN: uslandes ireudig un: dank-
bar begrüßt®9, machte dieser UÜptimismus angesichts der sich abzeichnen-

e \den doch bald eingr: ‘ peséimistischeh'exr1 Betrachtungsweise Platz5>l.

Upmittelbal; nach Unterzeichnung richteie der V6rsitzen de der Kuldaer Bıschofs-
konferenz, Kardınal Bertram, eın Dankschreiben den Reichskanzler (22 Jul:, RK 9100,
LS5 ID 581420/21), das ber WIB Julı der Presse ZU Veröffentlichung übergeben
wurde. Vgl Deuerleın, 123 Anm.. 422; Ecclesıiastica, 322 Ohlemüller, 331 Desgleichen
richtete 2588 Julı Kardınal Faulhaber VO.  - München ebenfalls ein Dankschreiben Hıt-
ler (RK ' 9430, 0061422/25); vgl Deuerlein, 123 Anm. 4923 Da dıese beıden Briefe
verschiıedentlich miıßdeutet Uun: entstelit wiedergegeben wurden, ‚ sgi -hier ıhr Wortlaut an-
geführt:

Bertram vom Tulı-a) Briıeft Kardına
‚‚Hochzuverehrender Herr Reichskanzler!

Anerkennung und ank aUs Anlaß des AbschIusses des Reichskonkordats Y  namens der 1n
der Fuldaer Bisc_hofskonferenz vereinıgtien Oberhirten auszusprechen, ıst der Zweck dieser
Zeıilen.

Der Epıskopat aller Diözesen Deutschlands hat, w1ıe die öffentlichen Kundgebungen CI-
welsen, sobald nach  — der Neugestaltung der politischen Verhältnisse durch KEuer Kxzel-
lenz Krklärungen ermöglıcht wurde, sogleıich dıe aufrichtige und freudıge Bereıtschaft
ausgespröchen, nach bestem Können zusammenzuarbeıten miıt der jetzt waltenden Regie-
LUNS, dıe die Förderung VO christlicher Volkserziehung, dıe Abwehr VO  — Gottlosigkeit
un Unsıittlichkeit, .den Opfersinn für das Gemeinwohl und den Schutz der Rechte der
Kırche als Leitstern ıhres Wırkens aufgestellt hat Da dıe harmaoniısche Zusammenarbeıt
vOo. Kırche und Staat ZUF Erreichung dieser hohen Ziele 1m Reichskonkordat einen feler-
lichen Ausdruck und feste, klare Grundlini:en gefunden hat, ist insbesondere nächst der
VWeıisheit des HI. Stuhls dem staatsmännıschen Weıtblick und der Yatkraft der Reıchs-
reglerung verdanken. Mıt dem tıefen und herzlichen Dank für dıe rasche Verwirk-
lıchung dıeser Vereinbarung der höchsten Gewalten verbindet der Epıskopat den dringen-
den Wunsch, dafß uch ın der Ausführung und Auswirkung desselben eın herzliches und
aufrıchtiges Entgegenkommen herrschen möge, damıiıt der Kirche Un leichter werde,
die hohen Kräfte un: heılıgen Religion In Förderung VO  — Gottesglauben, Sittlichkeıit
und Lreuen Gehorsams die leitenden Autorıiıtäten segensreich ZU Wohle VO  - olk
un Vatgrland ZzU en;falte—n. In.tiefster Verehrung verbleibe

Kuerer Exzellenz I ergebener.
ard Bertram, Erzbischo{f VO  - Breslau.“*

Brief Kardinäl aunlhabers VO 94 (handschrift!icä)‚„„Verehrter Herr Reichskanzlenr!
Der Erzbischof VOL München 51bt sS1C dıe Ehre, Eurer Exzellenz einen tiefempfundenepGlückwunsch ZUIM Abschlufß des Reichskonkordats übersenden.
Was dıe alten Parlamente un Parteıen in Jahren nıcht fertig brachten, hat Ihrstaatsmännıscher Weitblick 1n Monaten weltgeschichtlıch verwirklicht.
Für Deutschlands Ansehen ach W esten und sten un VOL der Sanzeh Welt bedeutet

dieser Handschlag miıt dem Papsttum, der größten sıttlichen Macht der Weltgeschichte,
eıne Gro{fßtat VOoO  - unermeliilichem Sdegen,

Kür das innere Leben des deutschen Volkes kann dieses Abkommen mıiıt dem Oberhaupt
der Kirche durch die Siıcherungen der religiösen Freıiheit ıne Mehrung des Glaubens un
damıt eiıne Mehrung der 5ittli_chep Yolkskraft brıngen.
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Der deutsche Geschäftsträger der Vatikanbotschaft berichtet.
31 Juli>® ber C1LINe Unterredung mıft dem Kardinalstaatssekretär, mıt dem

weisungsgemäfs WE des Ratiıfikationsortes sprechen:hatte Dabei
habe Pacelli VO sich aus die WTB Erklärunge aufgegriffen un ‚, IM errecrtem
'Lon erklärt, da{fß s 1C Auslegungen enthalte, die der Vatikan nicht unwider-
sprochen lassen onne  C6 Im Verlauf der Unterredung Wa übereinge-
kommen, die vorgesehene Erwiderung 1 Osservatore vorerst och zurück-
zustellen. Tee hatte den Eindruck OCWONNCN, da{fß ‚008 Krwiderung n
unterbleiben würde W C] Cr dem HI Stuhl die Zusicherung aussprechen
könnte, dafß weılıtere Presseerörterungen solcher Art fernerhin unterblieben

om Amt wurde lee daraufhin Weisune erteilt 53 dem Kardinalstaats-
sekretär mündlich mitzuteilen, auch die Reichsregierung wünsche Vermei-
dung jeder öffentlichen Polemik über das Reichskonkordat un Sice habe der
Presse strikte Weisung erteilt, „SICH jeder einseitigen Auslegung einzelner
Bestimmungen des onkordats W 16 auch jeder Stellungnahme den Osser-
vatore-Artikeln enthalten.“‘

Der Wunsch des H! Stuhls ach entsprechenden Zusicherung der
Reichsregierung wurde dahin präzısiert, dai{ß gewünscht wurde, 6Smöchte
Namens des Auswärtigen Amtes und des Reichsinnenministeriums erklärt
werden, bei der WTB Erklärune habe 6s sich nicht S Außerune der
Hegierung gehandelt Diese Sachlage veranlaßte Menshausen. mıiıt dem
Kirchenreferenten Clonrad Innenministerium die Anvelevenheit be-
sprechen, der SCINETSEILLS keine Bedenken hegte, C111 solche Erklärung abzu-
geben och glaubte Staatssekretär Pfundtner, dem die Krage VvOorgetragzen

Wır wollen hoffen, dafßi dıe Artıkel dieses Konkordates nıcht auf dem Papier stehen
bleıben, da s 1C vielmehr als Artikel zweiliseitigen feierlichen Veftragg dort, s 1C
Pflichten enthalten, ebenso Leben un Wiırklichkeit werden WIe dort, S1IC Rechte und
Zugeständnıisse enthalten. Vor aller Welt ıis! Nun bewiesen, dalß Reichskanzler Adolft Hıtler
nıcht hlo{ii große Keden halten kann WIeC Friedensrede, daß uch Taten wıirken
kann 38| weltgeschichtlicher Größe wWwWIe das Reichskonkordat.

Haben S1ıe Dank, Herr Reichskanzler., da{fß miıt dem Reichskonkordat uch dıe 1änder-
konkordate, die rüher hne Mıiıtwirkung der zustande kamen, nunmehr als
Rechtsgrundlage für dıe Bezıiehungen zwischen Kirche un Staat auch das Reich
NEULU übernommen wurden ebe ott daß dıe nachgeordneten Stellen der ersien, zweılen
un drıtten Unterstufe der Durchführung des Reichskonkordats nıcht allzuweıt hınter
der staatsmänniıschen Größe des Führers zurückbleiben.

Erlauben Sıe 888 ıne Bıtte Krönen Sıe die große Stunde mıt großmütigen Am-
estıie für JeENE, die ohne Verbrechen, 19808  b politischen Gesinnung ı Schutzhafit
sınd nd mıtsamt ihren Famıilien seelisch furchtbar leiden.

Uns kommt aufrıchtig aUus der Seele ott erhalte unNnserem olk UuUMNSCTEN Reichs-
kanzler.

In aufriıchtiger Verehrung KEuerer Kxzellenz
Ergebener Kardınal Faulhaber

VO  - München.‘‘
51 Le Temps VO August schrıeh: 99  1€ umstrıttenen Punkte SIN wichtig, un IMNa  —

mu{ sıch fragen, ob dıe Ausarbeitung des Vertrages nıcht durch 1Ne seltsame Verwirrung
der Ideen und Prinzıpien beherrscht und durch 116 eıgenartige  e e © Verkennung der wahren
Tragweilten der verwendeten Begriffe charakterisiert war‘ (Nach Ecclesiastica, 326

55 L’elegramm Nr 59 omMm 31 Julı 8l Vat 324, 579943
Telegramm Staatssekr. \ 74 Bülows lee Vo August. 324, 583169%
Aufzeichnun Menshausens VO August ZU.  > Vorlage . den Staatssekretär.

Vat 2 [D 5(9947/52.
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wurde, sich nicht von der aüs dem Innenministerium étänunendeh W'TB-
Erklärung distanziıeren können. Er schlug eine Krwiderung des Inhalts
VOor, die ausländische Presse habe geglaubt, aus verschiedenen deutlich g..
wordenen Auffassungen über die Auslegung des Konkordats auf grund-
legende Meinungsverschiedenheiten schließen Öönnen. Demgegenüber se1
aut Art 33 Abs verweisen, ach dem bei Meinungsverschiedenheiten
freundsc ı1aftlichem Einvernehmen e1ine gemeinsame Lösung gesucht werden
InNUuSSE. och Se1 bisher eın Anlaß gegeben SCWESCH, Verhandlungen
rund des Art. 33 einzuleiten.

Von enshausen wurde diese Erklärung abgelehnt, da ja der Hi Stuhl VO

deutscher Seite eın Entgegenkommen erwarte und ihm nicht zugemute WT -

den könne, nochmals seinerseilits entgegenzukommen. Sein Vorschlag Sing da-
hın, einfach erklären, der W IB-Erklärung komme e1ine andere Bedeu-
tung qls den Osservatore-Artikeln. och sa sich Menshausen SCZWUNSCH,
dem Nuntius den Vorschlag des Staatssekretärs unterbreiten, der jedoch
.„„‚bedauerte, Erklärung nicht weitergeben können, da s1€e dem Kar-
dinalstaatssekretär niıcht genugen werde, ohne weıteres VO einer Krörte-

der VO  - ıhm sachlich beanstandeten W TB-Erklärung Abstand neh-
men““. Vor allem verlangte der HI 3  Z e1INe Erklärung der Reichsregierung,
dafs durch den Punkt der W TB-Erklärung der italienische Wortlaut des
Konkordats (Art Abs nicht beanstandet werden solle 55. Weiter VCI -

langte der Hl 3  s Aufklärung darüber, W16 sich die Reichsregierung  zu
Punkt der Erklärung stelle, dem dagegen Verwahrung eiIN-
gelegt wurde, da{fs der Osservatore Romano den Artikel a dem Sınn aus-

lege, al habe der HI S  e das VOIL ihm zZUu erlassende Verbot der parte1poli-
tischen Betätigung der Geistlichen bestimmte Vorbedingungen geknüpft.

7Zu der ersten der beiden Forderungen erklärte Menshausen, die. W LB-
Krklärung habe bestimmt nicht den italienischen Text beanstanden wollen;
„sondern Jlediglich 1N€e weit gehende Auslegung des Wortes ‚istituti”, das
ja nicht ‚Anstalten‘ sondern ‚Einrichtungen‘ bedeuten solle, verhüten wol-
len Monsig. Ursen1igo gab sich miıt dieser Erklärung zulirieden.““ Der zweıte

Punkt W TB-Erklärung sıehe Déuerlein‚ 130. Hıer handelte sıch 198001 die
Auslegung des Begriffes „„institut1®‘, der 1m ILtalienischen eindeutig den Sınn VO  — ‚„‚Anstal-
ten  .. hat, während die deutsche Übersetizung ‚„Einrichtungen“‘ nıcht eindeut1ig ist. Dem
deutschen ‚„Einrichtungen‘‘ würde im Itahlenıschen entsprechen „„1St1tUz10N1'”, das ber
bewußt nıcht gebraucht wurde. Da nach Artıkel Abs die beiıden Texte, der italie-
nısche WI1€6 der deutsche, die gleiche Kraft besitzen, müßte, der Ausdruck der einen
Sprache mehrdeutiger ist, während der der anderen Sprache NUL In einem SAaNz bestimmten
Sınne verstanden werden kann, hne weıteres die betreffende Bestimmung auch in dem
inn ausgelegt werden, wıe eindeutig durch den Ausdruck der anderen Sprache 'be-
stimmt ist, Iso dıese Bestimmung dürfte hier DU  - 1mMm ®iNne VOD ‚„„Anstalten”‘ QauUS-
gelegt werden. In den Jahren 19551%. kam über diese Auslegungsfrage lebhaften
Auseinandersetzungen zwischen Reichsregierung un Epıskopat SOWIE dem HI Stuhl.-Ver-
fasser dieses Artıkels ho{fft, iın absehbarer eıt ıne kleine Untersuchung dieser Spezaial-
irage des Streıtes über die Lehrerbildung im Reichskonkordat bringen können.
Neuerdings hat dAiese Krage der Lehrerbildung un die Auslegung des Begrıiffes ‚istıtut1ı””,
der uch 1m Bayerischen Konkordat enthalten ist, ım Zusammenhang mıiıt den Auseinander-

um den FErlaß des b_ayerischen Lehrerbildungsgesefzes 1ne Rolle gespielt.
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Punkt konnte nicht geklärt werden, da die hierfür zuständigen HJerren
der Urlaubszeit nicht erreichbar 9 da{fß diese Frage zurückgestellt
werden mu{ßte:

Unm 1E€ Angelegenheit endlich aus der Welt schaffen Z können, schlug
Pacelli CL} Erklärung VOT, da{fß die Reichsregierung der WTB-—Erklärung
fernstehe. Dies hielt für notwendig, €da diese Erklärung allgemeın als IN1ıN-

destens halbamtliche Verlautbarung angesehen werde. Als Wortlaut schlug
VOLI: ”D  16 Reichsregierung erklärt öffentlich, da{fß Wollif-Kommentar

der amtlich och halbamtlich Verlautbarung ihrerseits darstellt. ° 56 Gleich-
ze1ItLZ wolle auch der HI Stunl dem Osservatore Romano W eisung erteiulen.
weıtere Krörterungen ber das Konkordat unterlassen, un: auch SC1INEN

Euintlu{f aufbieten. dafß auch die katholische Presse Deutschlands ebenfalls
schweige.

Demgegenüber wurde VO  — der Reichsregierung 116 zweiseltige Erklärung
vorgeschlagen, die Kurie und die Keichsregierung übereingekommen,
dahin wirken, daflß Presseerörterungen künftig unterblieben und, falls
öffentliche AuslegungV C] VO Konkordatsbestimmungen sıch aqals notwendig
Cr WEISECN sollten, dies gegensel1tigem Einvernehmen erfolgen solle >7

Diesei Vorschlag stie(ß aber auf starke Bedenken des Kardinalstaatssekre-
arSs, da hierdurch die Presse erst auf die SANZCH Schwierigkeiten qaufmerk-
sa werde. Kine solche Erklärung könnte mißverstanden werden un Ver-
anlassung Inopportunen Schlußfolgerungen geben.

FKine Kinigung amı dem Sinne zustande da{fßs beide Seiten die Angelegen-
heit ruhen lassen wollten, wobel für den HI E  s Voraussetzung WAäarL, da{fß
deutscherseits keine weıteren Erörterungen mehr erfolgten. Sollte das nıcht
der Fall SCH1, behielt sich VOTrT, ann ı aller Deutlichkeit öffentlich ant-
worten °°© Botschaftsrat lee füsote sodann och hinzu, dals sicht
ach die Angelegenheit ohl als erledigt betrachtet werden dürfe, ‚„ WCIMHI]
deutsche Presse sich tatsächlich jeder KErörterung der I_(;opk;ordaicsfi;ag\g ent-
hält‘“ Gleichzeitig verwelst auf C1NeN Artikeli ‚„„Völkischen Racbachter“
VO August („Der sterreichische Kathaolik und das Reichskonkordat‘‘),
der nach dem die Presse ErSaANSCcCHheN Verboterschienen se1 29

IVıit dieser Regelung, da{fs die Sacheschweigend abgetan werde. war auch
das Auswärtige Amt einverstanden, und CS Ließ dem Kardinalstaatssekretär
nochmals ausdrücklich erklären da{fß der Presse deuthichst das Verbot ı Kr-
INNETUNS gebracht worden SCHL, weiterhin sich 111 Diskussionen ber das Kon-
kordat einzulassen ©0 ber dieses Ergebnis der Bemühungen wurde der

JTelegramm lee Nr. August. IL Vat 342, } 3(9953/94.
57 ele &P Bülows Vatikanbotschaft [0)001 August. Al I1 Vat 342,
5(9959/62.

JLelegramm Klees Nr VOIM 41 August. IL Vat 349, 2(9964/65.
59 Von Menshausen 1st . obıgem Telegr25088 der handschriftliche Vermerk angebracht:

‚„Ich habe RR Stephan gebeten, den ‚Völkischen Beobachter‘® das ‚allgemeine Schweıige-
gebot und 11SCTE gemachte Zusage, 1881 der Presse keine Krörterung mehr über das Kon-
kordat zuzulassen, Msh 6

Telegramm Klees Nr VO August, Zu 11 Vat 349, ID 579966/6(2.
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Reichsminister des Innern ı Kenntnis SCSELZL und gleichzeitig gebeten, auch
seinerselits darauf achten, dafß nicht=CUc Pressepolemik entstünde 61

Neben diesen Bemühungen Beilegung der AauUus Anla{fß der W IB-Erklä-
runs entstandenen Krise hefen Verhandlungen über letzte AÄAnderun-
SCH, die Konkordatstext noch angebracht erschienen und fast durchweg
TE redaktionellen harakter trugen. ber das Ergebnis der Verhandlungen

dieser etzten Tex’tänderungen wurde September VO Botschafts-
Tat Klee un: dem Kardinalstaatssekretär.C Protokall unterzeichnet 692 7u-
gleich: auch Übereinstimmung darüber erzielt worden, da{ii die Ratitika-
tTion och VOT Urlaubsantritt des Kardinalstaatssekretärs erfolgen solle und
da{fß der Austausch der Ratifikationsurkunden ı111 Rom erfolge un nicht, W1IC

ursprünglich seltens der Reichsregierung gewünscht, Berlin ©3.
Am gleichen JLag, da Rom die Unterzeichnung des Protokalls ber die

VOTSCHOMMECNEN Textänderungen erfolgte lehte die überwunden geglaubte
Krise 116  > und verstärkt auf da{ß etzten Augenblick och das Inkraft-
Teten des RKeichskonkordats gefährdet wurde Der Kardinalstaatssekretär
beklagte sich be1l Klee, der Papst habe der iranzösischen Zeitung ‚„ l’emps
gelesen, da{fß die Essener „Nationalzeitung‘‘ entgegen dem Verbot erneut ber
das Reichskonkordat geschrieben un dabei bezüglich des Artikels VOIL

„Auslegungskünsten‘‘ des Osservatore Romano gesprochen habe Diesem
Presseorgan komme S besondere Bedeutung be:  ; SC1 doch amtliches
Organ des Preußischen Ministerpräsidenten Göring

EKs OMMe weıter hinzu; dafß AUS Deutschland Nachrichten CInS CSaANS'
S  9 wonach S1| bei Ausführung der Artikel 31 und Schwierigkeiten
und Meinungsverschiedenheiten ergeben hätten. „Infolge dieser Lage SC1

besser, vorläufig nıcht ratifizieren.‘“
Auf 165SC Vorhaltungen erwıderte Klee, Wissens doch die eT-

handlungen zwıischen dem Episkopat und Regierungsstellen über den Arti-
kel 31 bisher zufriedenstellend verlaufen ©. Im übrigen brauchten Meinungs-
verschiedenheiten nichtdie Ratifikation rAH gefährden, da ı Artikel für
C1NeN solchen Kall Verhandlungen vorsehe. Auf SECINE 1ıtte un nähere Mit-

Schreiben Bülows Reichsminister IM Frick VOo August. Zu 11 Vat. 349,3(9989; vgl uch Schreiben Bülows all Frick August. Zu Vat 342,3(9959/62.
Schreiben Klees an Ausw. Amt I11. Anl Protokall. Vat. 360, 3(9989;0.

ext Vermerk AÄnderungen ID 579571
dazu dıe Telegramme Klees VO (Anm. 140), Bülows VOo (Anm., 145)und Klees VO (Anm. 151)

„Streng vertraulıche Informatıon®”, Fssener Natıonalzeitung Nr. 50 VO August,9(9982/84. < In dıesem Artıkel wırd der Wunsch ausgesprochen, die Fuldaer Bı-
schofskonferenz fa ‚„„rückhaltlos dem Konkordat zustiımmen, und dieses große Gesetzes-
werk des Friedens und der Versöhnung nıcht durch kleinliche und der Größe dieser hısto-
riıschen Tat unwürdıge Forderungen gefährden. Dies würde der all SCHI, Wenn 1an
sıch ı111 Fulda aut Auslegungskünste verlegen würde, WI1IC seinerzeıt 1111 ‚Usservatore Ro-

diese Ansıicht des römıschen Blattes weder die Ansicht maßgeblicher Kreise der Kurie
mano°® in bezug auftf CINLSC Punkte des Konkordats geschehen ist. Es steht hoffen, daß

noch uch des eutschen Episkopats wıedere1bt.65 Zu CIArt 31 betreffenden kragen un den hıer genannten Verhandlungen SC1 5C-
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teilung, über welche Fragen denn Meinungsverschiedenheiten bestehen soll-
LEN, wurde ihm für den nächsten Tacr C116 entsprechende Aufzeichnung VT -

sprochen In Korm 1Er ‚„‚Kurzen Notiz über eLN: Besprechung VO Sep-
tember 1933°° wurde diese versprochene Mitteilung Klee übergeben, der S16

umgehend das Auswärtige Amt übersandte Über die darın enthaltenen
Punkte wünsche der HI 3  S noch VOTLT der Ratifikationz eindeutige Klä-
rung 66

Lar tolgenden Punkten wurden 1 dieser ‚„Kurzen Notiz““ Beanstandungen
vorgebracht: Zunächst wurde SaNz allgemein festgestellt, „„dafß nicht
Meinungsverschiedenheiten oder Unklarheiten über den Sinn VOILL Konkor-
datsbestimmungen bestehen,; die Art S Abs entsprechend zukünf-
tigem Meinungsaustausch _ZU Herbeiführung 11FE freundschaftlichen LÖö-
SL, überlassen bleiben könnten, sondern da{fs ‚;ohl die grundsätzlichen Auf-
fassun gen 1 wesentlichen Punkten auseinandergehen, und da{fß VO  — allem C117

den katholischen Interessen nachteilige un! den Intentionen des Heiligen
Stuhles widersprechende praktische Handhabung des Konkordats Platz g..
griffen hat

Unter lesen Umständen hält der HI Stuhl für sehr zweckmäßig, W:

nıicht für geradezu. dringend erforderlich, da{fß e.11e eihe VO  - Konkordats-
bestimmungen schon VOLr der Ratifikation klargestellt‘und ihre praktische
Handhabung gyesichert wird. DG

Za Art Abs Zitt a-— C WIT':  d für notwendig gehalten klären, ın
welchem Verhältnis 1er das Reichskonkordat und die Länderkonkordate
einandeı: stünden ob unter „geistliches Amt und seelsorgerliche oder ehr-
tätigkeit“ die gesam ordentliche und außerordentliche Seelsorge Z

stehen SC der ob darunter die staatlich dotierten Seelsorgestellen
verstehen S 1EN.

KEine zentrale Stellung nehmen die Forderungen auf Klarstellung bezüg-
Lich 3A1 eın 67

läßlich der Presse--Auseinandersetzungen den Artikel erscheint
dem Hi CX  tuhl dringend erforderlich, ‚„dafs VOTLT Ratıfikation des Konkor-

dats die Begriffe und Betätigungsbezirke VO.  i Parteipolitik, Politik über-
haupt und Söffentliches Leben gegeneinander abgegrenzt werden‘‘. etreffend
des diesem Artikel gehörenden Schlufßprotokolls INus sichergestellt
werden, dafß ı der katholischen Presse ungehindert die katholischen rund-
satze verktuindet werden können.

nmereil autf dıe Arbeıt 583 Deuerlein VELWIESCH, die wohl bald erwarten SC1IIN dürite.
S Anm Ö0, 2300

65 Schreiben Klees das VOoO September. I1 Vat J91, 560005, Documents.
1, (02, DokNo. 418 Anlage diesem chreiben „„Kurze Notiz‘®“‘, 580006/10.

Diese ‚„‚Kurze Notiz®® ıst uch enthalten ı ‚„„‚Dokumente betrefifend die Verhandlungen 7 W 1-

schen dem Hl Stuhl und der eutschen RKReichsregierung über dıe Ausführung des Reıichs-
konkordats Teil (3 September 103532290Aprıl Über diese ‚‚Dokumente”” sıcehe
Deuerlein, 3A7 88

67 Miıt Rücksicht auf die erwartende Untersuchung Deuerleins wIird hier VoLn We1-
eren Ausfiührungen azu Abstand
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Zu Artikel sSe1 klarzustellen, daß Begriff der Bekenntnisschule uch
das Recht der gehöre, auf die Lehrmittelauswahl und -gestaltung
Finfluß nehmen.

Noch bevor diese „Kurze Notiz““ das Auswärtige Amt erreichte, trug der
Vorsitzende der Fuldaer Bischofskonferenz Kardinal Bertram Beschwerden
Vor über Verstöße den Artikel 31 die auch CcINeTr förmlichen Kın-
gabe dem Auswärtigen Amte unterbreitete 68

ber diese Beschwerden des Kardinals die Mitteilune Klees ‚C
Essener Nationalzeitung besprach sich der Vertreter Menshausens, Herr
LegRat Hüffer, Ministerialdirektor Buttmann, der auch SeINETSEITS ufs
schärfste die Polemik dieser Zeitung mißbilLiete „EI' werde veranlas-
SCcH, da{fß SCSCH die Zeitung MItT den schärfsten Mitteln VOrLrSCSANSCH würde,
und beim Propagandaministerium noch heute das Verbot beantragen CC 69

Der Kardinalstaatssekretär glaubte trotz dieser Krschwerung der
Lage doch die Zustimmung des Papstes CILINer sofortigen Ratitikation A

halten können, WECI1LN die Keichsregierung 116 Erklärung folgenden Wort-
lauts abgäbe „Die Keichsregierung erklärt sich bereit ber diese und andere
Konkordatsmaterien, die ach Auffassung des Heiligen Stuhles 1Ner —

gehenden Klarstellung und Sicherung bedürfen baldigst Beratungen €}  I

zutreten, dem Wortlaut W1C (Geist Konkordats wirklich entsprechen-
des und nutzbringendes Zusammenarbeiten VO.  — Kirche un Staat sichern-
des Einvernehmen herbeizuführen GG 710 Diesen Beratungen sollte nach Ansıicht
des HI Stuhles die ‚„Kurze Notiz zugrunde gelegt werden Nach erfolgter
Ratifikation, die, sofern die Reichsregierung die vorgeschlagene Krklärung
abgebe, ‚ereits September stattfinden könne, könnte dann
V1 SaI: Communique des Inhalts herausgegeben werden, dafß die Reichs
FPC.o nach Inkrafttreten des Konkordats mıiıt dem HI Stuhl über I1a  .
S5S15C Meinungsverschiedenheiten freundschaftlichen (G(Gedankenaustausch
tirete

Von Buttmann vurden diese vorgeschlagene Krklärung ‘W'Cg€ n iıhrer
Kinseitigkeit edenken vorgebracht‘ und vorgeschlagen sagen, die Reichs
Sı und der Hi 3  el erklärten sich bereit Verhandlungen en

treten Gleichzeitig wurde Klee ermächtigt, dem Hi Stuhl das Bedauern des
Reichsinnenministers über bestimmte Vorkommnisse Ausdruck I7

Aufzeichnung Hüffers VO September 1933 Zu Vat 349  ’ D 579985/87€.
Kıngabe Kardınal Bertrams das Wa  USW. Amt, Vatıkanreferat, VO September 19233
{{ Vat J0J, 5(9991/93. Diese Kıngabe wurde das Reichsinnenministerium weiter-
geleitet da das Auswärtige Amt sıch für die angeschnıttene Yrage nıcht zuständıg hıelt
(Handschrift Vermerk Menshausens VO 9. 5(/9990.)

69 Die ben genannte Aufzeichnung Hüffers, die dem Minıister vorlag, rag den Ver-.
merk für Hüffer: „Der Herr möchte WISSCH, welche Maßnahmen das Prop. Aın SC
die Natıonalzeıtung ergriffen hat. Eın Verbot der Nationalzeitung ıst nıcht rfo Ü,
vielmehr wurde, W16 NT Aufzeichnung Klees festgehalten ist (vom A 444,

301</08/09), der Zeitung reuß Innenministerium e1N€e€ schartfe Verwarnung f
teılt und Kntlassung des schuldigen KRedakteurs verlangt.

Telegramm Klees VO September. I1 Vat JO2, L5 309995 /99
71 Auifzeichnung Klees VOoO September. A 444, 581705/09.
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SCH, doch habe vorläufig och kee RechtsbasisZUuU Eingreifen, diese
würde ETSE durch das Inkrafttreten des Reichskonkordats gegeben.-

UÜber diesen Vorschlag War der Kardinalstaatssekretär schr besorgt, da
befürchtete, azuı nıcht die Zustimmune des Papstes erhalten 72 Die
Reichsregierung wurde dringend unveränderte Annahme der VO Hei-
ligen Stuhl vorgeschlagenen Kormulierung der Erklärung gebeten.

ach wiederholtem telephonischem und telegraphischem Meinungsaus-
tausch zwischen Vatikanbotschaft und Auswärtigem Amt SOW16 Innenmini-
sterıum wurde lee schließlich ermächtigt, die erbetene Krklärung mMmÜünd-
lich abzugeben. SolltesS1e. schriftlich verlangt werden., mülte $S1C abge-
schwächter Orm abgeben ‘S.

Der Papst verlangte diese Erklärung tatsächlich ı schriftlicher RForm,
klärte aber dievorgesehene Hassung für unzureichend Daraufhin arbeiteten
Pacelli und lee CHEINSAIMN z Formulierung AaUS, die lautete 99-  1€
Deutsche Reichsregierung erklärt sich bereit, über die der Vvon Seiner Emıi-
CNZzZ dem Herrn Kardinalstaatssekretär übergebenen ,Kurze Notiz ber 1N€

Besprechung VO September dargelegten, s(0)W16 ber alle die]CHISCH
Konkordatsmaterien, die 111er umgehenden Klarstellung und Sicherung be-
dürfen, baldigst Beratungen eEINZULLELEN, CH, dem W ortlaut W1®C dem
Geiste des Konkordats wirklich entsprechendes und nutzbringendes Zu-
sammenarbeiten VO Kirche und Staat sicherndes Einvernehmen herbeizu-
führen e& 74. Gleichzeitig wurde auch der lLext für C SCMEIMNSANM Commu-

ausgearbeitet, den jedoch lee für ungeeignethielt75. Darauthin
k lärte sich Pacellli bereit, auf das Communique verzichten, wolle aber 1
Osservatore Romano- C1LI1L6eI1L Artikel veröftfentlichen Jassen: dafürSCL jedoch
Voraussetzung, dafß die deutsche Presse über diesen Artikel berichte un in
wiedergebe.

Die Reichsregierung bılligte daraufhin en CUCI1 W ortlaut der Erklärung:>

auch das Communique wurde, obwohl Klee nıcht für geeignet ]hielt; akzep-
tiert und sollte ber Wollfs Telegraphen--Büro verbreitet werden. Halls J6-
doch der HI Stuh  arl 116 Krklärung 1 Organ, dem Osservatore Ro-
IMNAaNnO, vorzıehen ollte, könne eine Zusicherung gegeben werden, da{fißs die
deutschen Zeitungen diese übernehmen würden 76.

Aus diesem rund hiıelt Pacelli doch für angebrachter, e Commu-
herauszugeben, STAa Osservatore f  C KErklärung bringen; das

atte CUC Schwierigkeiten ZU Wolge, da jetzt die Reichsregierung S
Abschwächung des vorgesehenen lLextes wünschte. och mıt ‚„‚denkbar

größter Hartnäckigkeit‘ k_ämpfte der Kardinal Wort,; und ach CX -

nNeuten Telephongesprächen mi1t Berlin konnte. Klee die /ustimmung Butt-

Aufzeichnung Klees VO September.. A 446. 5831710
Aufzeichnung Klees VO September. A 44C, E 5831711
Aufzeichnung Klees VOoO September (0. AZ) [D 301/13/14, Documents, I6

{89, DokNo 499
Telegramm Klees VOo September (durchgegeben Vat. 385, 5830000
Aufzeichnung Klees VO September (0 AZ) 58317215
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männs und des Auswärtigen Amtes der Forrqüiierung des Communiques
erhalten. Als lee 16e5S$S dem Kardinalstaatssekretär mitteilte, wurde so glejch'
auch der Zeitpunkt für die Ratifikation vereinbart‘“. Am damstag, dem
10. September 1933, konnte doch, wie vorgesehen, der Austausch der Hatı-
fikationsurkunden Rom erfolgen ‚der Akt dies Austauschs,der 1750 Uhr
stattfand, wurde 1n einem speziellen Protokall festgehalten ‘8.

Damit Wäar die wohl schwerste Krise s Verlauf der aMn Z Konkordats-
verhandlungen glücklich überwunden, und das Vertragswerk konnte doch
noch guten Ende gebracht werden. Se1itens des Deutschen Reichs
folgte die Inkraftsetzung durch Bekanntmachung Reichsgesetzblatt ‘:
gleichzeitig wurde auch das der Kabinettsitzung VO Juli beschlossene
Gesetz, das den Innenminister ZUIAL Erla{fß der erforderlichen Durchführungs-
verordnungen ermächtigt, verkündet®0, Seitens des Hl Stuhles wurde das
ratifizierte Konkordat den Acta Apostolicae Sedis81 veröffentlicht, womiıt
auch die etzten Formalitäten erfüllt warell.

Die Tatsache des Vollzugs der Ratifikation hat VO. allem aus] ändisclfien
Kreisen grofße Überraschung hervorgerufen. doch durchgesickert,
se1len erns Meinungsverschiedenheiten aufgetreten, und angesehene AUS -

ändische LZeitungen und Nachrichten-Agenturen —hatt-en och und
11 September Meldungen verbreitet, die Ratifikation G1 his IA Rückkehr
Pacellis AaUus seinem Urlaub verschoben oder finde vielleicht überhaupt
icht mehr statt82, Te 165e Vermutungen und Spekulationen wurden
durch die Tatsache widerlegt. Daflß aber al diesen Gerüchten und Kombi-
natıonen £1N Kern Wahrheit steckte, da{fß schwerwiegende Meinungsverschle-
denheiten bestanden, ist unbestreitbar und wird auch bewlesen durch den
weıteren Gang der 1U einsetzenden Verhandlungen zwischen dem Kardinal-
staatssekretär und Ministerialdirektor Buttmann SOWIE zwischeg den Vertre-
tern des Episkopats und der Reichsregierung °°.

alß der HI Stuhl trotzdem die Ratifikation vollzogen hat, kann Nur ich-
tı beurteilt werden unter Berücksichtigung der kirchlichen Verhältnisse
Deutschland, W1€ sS1€ sich VOL allem durch den sich anbahnenden evangelischen
Kirchenkampf entwickelt hatten. Allein VOTLT diesem Hintergrund annn das
wqhte Verständnis gew'opnen werden.

77 Aufzeichnung Kleéé vom September (0 AZ) 581716/19.
Anl Beriıcht Nr. 206 [0)89| 11 September. I1 Vat. 6001C.GBI 1933, 1L, 679
RGBI 1933, 1, 625
AAS (1933)
So ‚K  Le Temps”” VO 11 9., ‚„Le Concordat enrtr\e le Reich et le Saint-Siege. Un

retard dans la ratıficatıion."” StA München, VIL 1/9, BL 2502); AJa (Grolx”
VOoO (ebd., BL Vgl uch Bericht Klees Nr DL VO 12 September. Ur-
schrıft Vat 403, 5600026/2ö5, SOWI1e Bericht des Bayer. Gesandten beim Hl Stuhl
om 12. September. (GStA München, 1957 ViÄilL 1/9, Bl.2503/05). . Vegl. uch ‚, Völ-
kıscher Beobachter®*® (vom 9 ‚„„Enttäuschte Schadenfreude ?*”.Deuerlein,  CL 135—167
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